
wjetwissenschaft“ dar. Die Rechtsnorm ist eine Verhaltens­
regel, die den Willen der herrschenden Klasse ausdrückt und 
vom Staat aufgestellt oder sanktioniert ist; das Rechtsverhält­
nis dagegen ist ein ideologisches Verhältnis. Wichtig ist der 
Hinweist der Verfasserin, daß das Rechtsverhältnis als ideologi­
sches Verhältnis zugleich ein materialisiertes gesellschaftliches 
Verhältnis ist, da das Recht neben dem Staat eine mächtige ma­
terielle Kraft darstellt. Hierin zeigt sich der Zusammenhang 
zwischen den verschiedenen Elementen des Überbaus, insbeson­
dere zwischen Staat und Recht. Gerade in dieser Frage haben bei 
uns in den letzten Jahren große Unklarheiten bestanden. Die von 
der II. Parteikonferenz der SED gestellte Aufgabe der Aus­
arbeitung neuer Gesetzbücher auf den Gebieten des Straf-, 
Arbeits- und Zivilrechts wird dazu beitragen, die materielle 
Kraft des Rechtes unseres Staates zu entwickeln.

Die Verfasserin geht u. a. auch, auf das Verhältnis der Rechts­
normen zu anderen sozialen Normen der sozialistischen Gesell­
schaft ein (S. 496 ff.). Sie führt hier die Normen an, die die 
Beschlüsse der KPdSU (B) enthalten und durch die das sowje­
tische Volk zur Lösung der beim Aufbau des Kommunismus 
gestellten Aufgaben mobilisiert wird. Sie nennt weiter die 
Normen, die in den Beschlüssen der Gewerkschaften für die 
Gewerkschaftsmitglieder enthalten sind. Als völlig neue Art 
von Normen bezeichnet Jampolskaja jene sozialen Normen, die 
von den sowjetischen Menschen bei der Entwicklung des sozia­
listischen Wettbewerbes aufgestellt worden sind.

Von den übrigen sozialen Normen unterscheiden sich die 
Rechtsnormen durch das Kriterium des staatlichen Zwanges. 
Dieser Teil des Beitrages von Jampolskaja dürfte auch über den 
Kreis der Juristen hinaus von Interesse sein. Unsere Gesell­
schaftswissenschaftler sollten sich einmal die Aufgabe stellen, 
die Zusammenhänge, aber auch die jeweiligen Besonderheiten der 
bei uns vorhandenen sozialen Normen zu studieren, zu klären 
und den Werktätigen zu erläutern.

Die Verfasserin führt weiter aus, daß der Charakter des Zu­
sammenhanges. der Rechtsnormen mit der Staatsgewalt im so­
zialistischen Recht ein grundsätzlich anderer ist als im Recht der 
Ausbeuterstaaten. Im sozialistischen Recht werden die Normen, 
die im Interesse) des ganzen Volkes aufgestellt werden, in der 
Regel freiwillig ausgeführt und durch die Zwangsgewalt des 
Staates für den Fall ihrer Verletzung geschützt, wobei sich der 
staatliche Zwang auf der Basis der Überzeugung verwirklicht, 
verbunden mit' staatlichen Maßnahmen zu ihrer Durchführung. 
Im Recht der Ausbeuterstaaten, in denen von einer freiwilligen 
Befolgung der Rechtsnormen nicht gesprochen werden kann, 
gewährleistet die herrschende Klasse mit Hilfe der Unter­
drückung der Werktätigen durch den Staat die Anwendung 
ihres Rechtes.

Beim Durcharbeiten beider Beiträge werden sich für jeden 
Juristen zahlreiche neue Gesichtspunkte ergeben, die sein 
Wissen von den gesellschaftlichen Zusammenhängen erweitern 
und ihn zu besserer Arbeit befähigen. Auch die anderen Bei­
träge, von denen z. B. aus Heft 4/1951 noch ,,die Entwicklung 
des dialektischen und historischen Materialismus durch Marx 
und Engels nach der Pariser Kommune“ und ,,Die Materialität 
der Welt und die Gesetzmäßigkeiten ihrer Entwicklung“ er­
wähnt seien, werden die Kenntnisse jedes Lesers bereichern. 
Die beiden Hefte der Sowjetwissenschaft werden deshalb ihrer 
Aufgabe, uns die Ergebnisse der fortgeschrittensten Wissen­
schaft der Welt zu vermitteln, voll gerecht.

Dr. K. G ö r n e r.
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Die Redaktion bittet bei Einsendungen von Beiträgen 
für die „Neue Justiz“ darauf zu achten, daß die Manu­
skripte nur einseitig und zweizeilig beschrieben und mit 
ausreichendem Redigierungsrand versehen sind.
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